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   Düsseldorf, 02. April 2026

 
Stellungnahme des Landesverbandes für Menschen mit Körper- und 
Mehrfachbehinderung NRW e. V. (lvkm.nrw) zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Verwaltungsvereinfachung im Bereich 
des Heimrechts für das Land Nordrhein-Westfalen sowie Entwurf 
einer Verordnung zur Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes 

Im Landesverband für Menschen mit Körper und Mehrfachbehinderung NRW e. V. (lvkm.nrw) 
organisieren sich regionale Vereine für und mit Menschen mit Behinderungen im Rheinland und 
Westfalen-Lippe. Der lvkm.nrw ist Dachverband für die gewachsene Vielfalt von Selbsthilfe, 
Dienstleistungen und Einrichtungen, insbesondere für Menschen mit schweren und mehrfachen 
Behinderungen und ihre Angehörigen im Land Nordrhein-Westfalen. Aufgrund der 
Lebenserfahrung, der beruflichen Profession, der verschiedenen Arbeitsgebiete sowie der 
Bewältigung von schwierigen und besonderen Lebenssituationen vereint der lvkm.nrw 
Expertenwissen, sinnvolle Perspektiven und Erfahrungshintergründe. 

Als Selbsthilfeorganisation fördert der Landesverband die gegenseitige Unterstützung und den 
Erfahrungsaustausch von Menschen mit Behinderung und ihren Familien in den örtlichen 
Zusammenschlüssen. Er versteht sich als sozialpolitische Interessenvertretung dieser Zielgruppe in 
NRW. Als Fachverband sieht er seine Aufgabe darin, Konzepte der Hilfen und Selbsthilfe für und von 
Menschen mit Behinderung und ihren Familien weiterzuentwickeln. Der Landesverband ist selbst 
kein Träger von Einrichtungen und Diensten. Die Mehrheit der vertretenen Menschen ist ein Leben 
lang auf Unterstützungsleistungen der Eingliederungshilfe und der Pflege angewiesen. 

1. Allgemeine Anmerkungen und grundsätzliche Bewertung 

Der lvkm.nrw bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der 

http://www.lvkm-nrw.de/
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Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf zur Verwaltungsvereinfachung des Heimrechts und zur 
WTG-DVO. 

Im Grundsatz begrüßen wir das Ziel, verzichtbare bürokratische Anforderungen abzubauen und das 
WTG anwenderfreundlicher zu gestalten. Verwaltungsvereinfachungen können Ressourcen 
freisetzen, die der unmittelbaren Betreuungs- und Unterstützungsarbeit zugutekommen. Allerdings 
stellt der lvkm.nrw fest: Die angekündigte Verwaltungsvereinfachung erfolgt in zentralen Bereichen 
nicht, während gleichzeitig gravierende Absenkungen fachlicher und personeller Standards drohen. 
Darüber hinaus werden Vereinfachungen primär aus der Perspektive von Behörden und Trägern 
gedacht – nicht vom Bedarf der betroffenen Menschen her. 

Nach eingehender Prüfung sehen wir folgende strukturelle Risiken:  

 Aushöhlung der Schutzfunktion des WTG  
Das WTG schützt Menschen in strukturell asymmetrischen Abhängigkeitsverhältnissen vor 
Gewalt, Vernachlässigung und rechtswidrigem Freiheitsentzug. Jede Streichung von 
Kontroll- und Meldepflichten muss sich daran messen lassen, ob dieser Schutz 
gewährleistet bleibt. Die im Entwurf vorgesehene Reduktion der Prüfdichte und die 
Verschlankung der Meldepflichten für freiheitsentziehende Maßnahmen sind aus dieser 
Perspektive erklärungsbedürftig und in der vorliegenden Form nicht akzeptabel. 

 Absenkung von fachlichen Standards  
Fehlende Fachkraftquoten, ungeklärter Status der verantwortlichen Fachkraft, fehlende 
Pflegefachkraft in der Eingliederungshilfe führen zu mittel- und langfristiger Absenkung der 
Qualität der Unterstützung für Menschen mit Behinderung. Der offenere Fachkraftbegriff 
und die Verlagerung zentraler Regelungen in die DVO schaffen Gestaltungsspielräume, die 
ohne angemessene Beteiligung der Betroffenen zu deren Nachteil genutzt werden können.  

 Kommunale Planungsverantwortung braucht verbindliche Leitplanken 
Der Wegfall der 80-Betten-Grenze überträgt Planungsverantwortung an die Kommunen, 
ohne klare Mindeststandards festzuschreiben. Dezentralität, Überschaubarkeit und 
Wohnortnähe sind im Entwurf zwar als Grundsätze benannt, aber nicht operationalisiert 
oder überprüfbar definiert. Ohne verbindliche Mindeststandards bleiben diese Grundsätze 
wirkungslose Appelle. 
 

Das WTG ist kein Verwaltungsgesetz für Träger, sondern ein Schutzgesetz für Menschen in 
Abhängigkeitsverhältnissen. Daran muss sich jede Reform messen lassen. Trotz positiver 
Tendenzen in einzelnen Bereichen wie der Kurzzeitpflege nimmt der lvkm.nrw einen klaren 
Widerspruch zwischen erklärtem Ziel und tatsächlichen Regelungen wahr. Dies ist aus Sicht 
des lvkm.nrw nicht hinnehmbar. Der lvkm.nrw bittet dringend um eine grundlegende 
Überarbeitung des Entwurfs unter Berücksichtigung der aufgezeigten Kritikpunkte. 
Verwaltungsvereinfachung darf nicht zu Lasten der Versorgungsqualität und der Sicherheit 
vulnerabler Personengruppen gehen. 
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2. Im Einzelnen zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Verwaltungsvereinfachung im Bereich des Heimrechts für das Land 
Nordrhein-Westfalen sowie Entwurf einer Verordnung zur 
Durchführung des Wohn- und Teilhabegesetzes 

 zu § 8 WTG-E – Freiheitsentziehende und freiheitsbeschränkende Maßnahmen: Klarer Rückschritt 
statt Vereinfachung 
 
Die im Entwurf vorgesehene Reduktion der Meldepflichten auf eine quartalsweise Sammelmeldung 
der Anzahl betroffener Personen stellt einen klaren Rückschritt gegenüber den Empfehlungen der 
Expertenkommission „Herausforderndes Verhalten und Gewaltschutz in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe“ (Garbrecht, 2021) dar. Die Expertenkommission hat deutlich aufgezeigt, dass 
Missstände und institutionelle Gewalt häufig durch mangelhafte und unterbliebene Kontrollen 
freiheitsbeschränkender und freiheitsentziehender Maßnahmen entstanden sind. § 8 Abs. 2 WTG-E 
zielt zwar auf die Vermeidung solcher Maßnahmen ab – eine wirksame Vermeidung setzt jedoch 
eine fortwährende Prüfung voraus, nicht lediglich eine quartalsmäßige Aggregation. Für die 
betroffenen Menschen geht es stets darum, weniger eingreifende Alternativen in den Blick zu 
nehmen und Nutzen und Schaden von Maßnahmen kontinuierlich zu reflektieren. Gleichzeitig ist 
festzustellen: § 25 Nr. 5 der neuen WTG-DVO enthält den identischen Wortlaut wie die bisherige 
Regelung. Die tatsächliche Dokumentationslast für die Einrichtungen bleibt also unverändert. Die im 
Gesetzentwurf angekündigte Vereinfachung findet an dieser Stelle nicht statt. 

 Der lvkm.nrw fordert die Aufrechterhaltung wirksamer Kontrollmechanismen zum Schutz 
der betroffenen Menschen.  

Zu § 15 WTG-E – Verantwortliche Fachkraft in der Eingliederungshilfe: Unklare Rechtslage 

Während die verantwortliche Fachkraft in der WTG-DVO (§ 24 Abs. 1 Nr. 7 und § 2 Abs. 1) weiterhin 
erwähnt wird, fehlt im WTG-Entwurf selbst eine klare Verpflichtung zur Bestellung dieser Position 
für Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot der Eingliederungshilfe. Diese 
Rechtsunsicherheit ist problematisch. Die verantwortliche Fachkraft hat sich in der Praxis als 
unverzichtbares Bindeglied zwischen Einrichtungsleitung und Betreuungsteam bewährt. Sie trägt 
wesentlich zur Sicherstellung fachlicher Standards und zur frühzeitigen Erkennung von 
Problemlagen bei. Ein Wegfall oder eine Aufweichung dieser Anforderung gefährdet unmittelbar die 
fachliche Qualität der Unterstützungsleistungen. 

 Der lvkm.nrw fordert eine eindeutige Klarstellung im Gesetz, dass in Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe mit umfassendem Leistungsangebot weiterhin eine verantwortliche 
Fachkraft verpflichtend zu bestellen ist. 

Zu §§ 14, 15 WTG-E i. V. m. WTG-DVO – Fehlende Fachkraftquoten und personelle 
Mindeststandards: Schutzstandards nicht ersatzlos streichen 
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Im gesamten Entwurf der WTG-DVO fehlen konkrete Vorgaben zu Fachkraftquoten. Weder die 
diskutierte 50-Prozent-Quote noch andere Personalschlüssel, Präsenzzeiten oder 
Nachtdienstregelungen sind erkennbar. Besonders auffällig ist, dass im Entwurf kein eigener 
Abschnitt zu personellen Anforderungen bei Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot 
mehr vorgesehen ist. Die Expertenkommission „Herausforderndes Verhalten und Gewaltschutz in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe“ (Garbrecht, 2021) hat im Vorfeld der letzten WTG-Novelle 
nachgewiesen, dass Missstände und institutionelle Gewalt häufig durch unterbesetzte 
Gruppenbetreuung und fehlende fachliche Qualifikation verursacht wurden. Es wäre grob 
fahrlässig, diese Erkenntnisse zu ignorieren. Verwaltungsvereinfachung darf nicht bedeuten, dass 
grundlegende Schutzstandards ersatzlos gestrichen werden. 

 Der lvkm.nrw fordert die Beibehaltung verbindlicher Fachkraftquoten sowie klarer 
personeller Mindeststandards (Personalschlüssel, Präsenzzeiten, Nachtdienstregelungen) 
als unverzichtbare Schutzstandards. 

zu § 15 WTG-E – Fehlende Pflegefachkraft in der Eingliederungshilfe: Demografische Entwicklung 
nicht ignorieren 
Aufgrund der demografischen Entwicklung werden die Klientinnen und Klienten in Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe zunehmend älter und weisen einen steigenden Pflegebedarf auf. Viele 
Bewohnerinnen und Bewohner mit hohem Unterstützungsbedarf haben neben ihrer Behinderung 
erhebliche Pflegebedarfe, die spezifisches Fachwissen erfordern. Die geplanten Regelungen sehen 
dennoch keine verpflichtende beratende Pflegefachkraft für Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
vor, deren Bewohnerinnen und Bewohner einen relevanten Pflegebedarf aufweisen. Diese Lücke 
muss geschlossen werden. Die beratende Pflegefachkra� verhindert teure und zukün�ige 
Probleme: weniger Krankenhausaufenthalte, weil Probleme früh erkannt werden, weniger 
zusätzliche Assistenz im Krankenhaus, weniger Druckgeschwüre und andere Pflegeschäden und 
mehr Vernetzung und Austausch mit weiteren Akteuren der Pflege.  

 Der lvkm.nrw fordert verpflichtende Integration beratender Pflegefachkräfte in 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe, deren Bewohnerinnen und Bewohner einen 
relevanten Pflegebedarf aufweisen. 

Zu § 2 WTG-E i. V. m. Art. 2 des Mantelgesetzes – Herausnahme der Werkstätten für behinderte 
Menschen: Gewaltschutz nicht abstufen 
 
Die Herausnahme der WfbM aus dem Anwendungsbereich des WTG und die Verlagerung der 
Prüfpflichten auf die Landschaftsverbände soll nach Angaben im Rundschreiben Nr. 123/26 bei den 
Bezirksregierungen eine Einsparung von drei VZÄ erzielen. Dem steht jedoch ein entsprechender 
Aufgabenmehrbedarf bei den Landschaftsverbänden gegenüber. Es ist nicht ersichtlich, wie diese 
Verlagerung ohne Einbußen beim Gewaltschutzstandard und ohne Mehraufwand im Gesamtsystem 
bürokratieabbauend oder kostensenkend wirken soll. Eine transparente Darstellung, wie der 
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Gewaltschutz für Werkstattbeschäftigte in der neuen Konstellation strukturell abgesichert wird, 
fehlt im Entwurf. 

 Der lvkm.nrw fordert eine klare Darstellung, wie der Gewaltschutz für 
Werkstattbeschäftigte nach der Verlagerung in das AG SGB IX strukturell, personell und 
kontrollmäßig mindestens auf dem bisherigen Niveau gewährleistet wird. 

zu § 44 WTG-E – Erleichterungen bei der Kurzzeitpflege: Ausdrücklich begrüßt 
 
Die geplanten Erleichterungen im Bereich der Kurzzeitpflege begrüßt der lvkm.nrw ausdrücklich. 
Angesichts der dramatischen Versorgungslücke und der langen Wartelisten für Kurzzeitpflegeplätze 
sind diese Erleichterungen dringend notwendig. Kurzzeitpflege ist für viele Familien von Menschen 
mit Behinderung ein unverzichtbares Entlastungsangebot, um die häusliche Betreuung langfristig 
aufrechterhalten zu können.  

 Der lvkm.nrw verbindet diese Begrüßung mit der Erwartung, dass die Erleichterungen 
tatsächlich zu einer spürbaren Ausweitung des Angebots führen und die durch 
Verwaltungsvereinfachung freigesetzten Mittel unmittelbar der Betreuung und 
Unterstützung zugutekommen. 

Zu §§ 16, 22 WTG-E – Mitwirkung und Mitbestimmung der Nutzerinnen und Nutzer 

Der lvkm.nrw begrüßt den inhaltlichen Schwerpunkt auf Mitwirkung und Mitbestimmung sowie die 
verstärkte Einbindung der Beiräte bei Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zum Gewaltschutz. 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass Mitwirkungsrechte nur dann wirksam sind, wenn sie strukturell 
abgesichert sind. Die Verlagerung wichtiger Regelungen in die DVO ohne verbindliche 
Partizipationsrechte der Betroffenen untergräbt den Mitwirkungsgedanken an entscheidender 
Stelle.  

 Der lvkm.nrw fordert daher, dass die Betroffenen und ihre Interessenvertretungen bei der 
Erarbeitung der DVO nicht nur angehört, sondern als strukturelle Mitgestalterinnen und 
Mitgestalter einbezogen werden. 

Düsseldorf, den 02. April 2026         
 
 

Sabine Weenen       
Vorstandsvorsitzende lvkm.nrw      
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lvkm.nrw 
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